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D e r  E i n w o h n e r r a t  v o n  H o r w  b e s c h l i e s s t  
 
− nach Kenntnisnahme vom Bericht und Antrag Nr. 1153 des Gemeinderates vom 21. März 2002 
− gestützt auf Art. 8 Ziff. 9 und Art. 30 Abs. 2 der Gemeindeordnung vom 20. Oktober 1991 
− gestützt auf die kantonale Verordnung über das Bestattungswesen (SRL Nr. 840) 

I. ALLGEMEINES 

Art. 1 
Anwendungsbereich und Aufsicht 

Dieses Reglement findet Anwendung auf die Bestattungen und die Friedhofanlagen auf dem Ge-
biet der Gemeinde Horw. 
 

Art. 2 
Aufsicht 

1 Das Friedhof- und Bestattungswesen untersteht der Aufsicht des Gemeinderates. Er sorgt für 
eine würdige Bestattung der Verstorbenen.  
 
2 Er erlässt eine Vollzugsverordnung. 

II. BESTATTUNG UND FRIEDHOFANLAGEN 

1. Bestattung 

Art. 3 
Leichenüberführung 

Die Leichen sind nach der Einsargung möglichst bald - spätestens am Vorabend der Bestattung - 
in die zur Verfügung stehenden Aufbahrungsräume auf den Friedhöfen zu überführen. Besondere 
Verfügungen der zuständigen Organe bleiben vorbehalten. 
 

Art. 4 
Bestattungsbewilligung 

Eine Bestattung darf nur mit Bewilligung des Zivilstandsamtes vorgenommen werden. 
 

Art. 5 
Bestattungszeiten 

Der Gemeinderat regelt die Bestattungszeiten in der Verordnung. 
 

Art. 6 
Bestattungsarten 

Die Bestattungsarten sind die Erdbestattung (Beerdigung) sowie die Feuerbestattung (Kremation). 
 
 

2. Grabstätten 

Art. 7 
Art der Grabstätte 

Es stehen folgende Arten von Grabstätten zur Wahl: 
 

1. Erdbestattungen: 
a) Kindergräber 
b) Reihengräber 
c) Plattengräber 
d) Familiengräber 
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2. Urnenbeisetzungen: 
a) Kindergräber 
b) Reihengräber 
c) Familiengräber 
 

3. Aschenbeisetzung: 
Gemeinschaftsgrab. 

 
Art. 8 

Kinder- und Reihengräber 
Kinder- und Reihengräber werden unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Sie werden fortlaufend 
belegt. Die Freihaltung einzelner Gräber in den Reihen ist nicht möglich. Für Erdbestattungen und 
Urnenbeisetzungen sind separate Felder vorgesehen. 
 

Art. 9 
Konzessionierte Gräber 

1 Platten- und Familiengräber sind kostenpflichtig und sind mit dem Recht (Konzession) verbun-
den, an einem reservierten Platz eine Bestattung vorzunehmen. 
 
2 Für Plattengräber beträgt die Konzessionsdauer in der Regel 20 Jahre. Sie sind in der Regel für 
Erdbestattungen vorgesehen. 
 
3 Für Familiengräber mit Erdbestattungen beträgt die Konzessionsdauer in der Regel 40 Jahre. 
Für Familiengräber mit Urnenbeisetzungen beträgt die Konzessionsdauer in der Regel 20 Jahre. 
 
4 Die Konzessionsdauer der Familien- und Plattengräber kann verlängert werden. 
 
5 Der Gemeinderat regelt die Ausnahmen. 
 

Art. 10 
Gemeinschaftsgrab 

Im Gemeinschaftsgrab wird nur die Asche des oder der Verstorbenen beigesetzt. 
 

Art. 11 
Grabesruhe 

1 Die Grabesruhe dauert 
 

a) für Kindergräber (bis 12 Jahre) 15 Jahre 
b) für Erdbestattungen 20 Jahre 
c) für Urnenbeisetzungen 15 Jahre. 

 
2 Während der Grabesruhe darf in einem Erdbestattungsgrab keine weitere Bestattung vorge-
nommen werden, ausgenommen eine Urnenbeisetzung. Die Dauer der Grabesruhe kann dadurch 
jedoch nicht verlängert werden. 
 

Art. 12 
Grabmale 

1 Das Grabmal ist ein Erinnerungszeichen und soll sich harmonisch ins Friedhofgesamtbild einfü-
gen. 
 
2 Das Errichten eines Grabmales ist bewilligungspflichtig. Grabmale, die der Bewilligung und den 
Vorschriften nicht entsprechen, dürfen nicht gesetzt werden. 
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3 Der Gemeinderat kann Material- und Gestaltungsvorschriften erlassen. 
 
4 Zur Begutachtung oder Differenzbereinigung von gestalterischen oder künstlerischen Fragen der 
Grabmale kann der Gemeinderat eine Fachkommission einsetzen. 
 

Art. 13 
Unterhalt der Gräber 

Die Angehörigen der Verstorbenen sind verpflichtet, die Gräber und Grabmale zu unterhalten und 
insbesondere für deren Standfestigkeit zu sorgen. Bei Vernachlässigung der Unterhaltspflicht 
kann die Friedhofverwaltung nach erfolgloser Mahnung die Instandstellung auf Kosten der Ange-
hörigen veranlassen. 
 

Art. 14 
Räumung der Gräber 

1 Nach Ablauf der Grabesruhe sind die Gräber, nach vorausgegangener öffentlicher Bekanntma-
chung, von den Angehörigen zu räumen. 
 
2 Nach Ablauf der Räumungsfrist werden die übriggebliebenen Grabmale und Pflanzen als herren-
los betrachtet und gehen in das Eigentum der Einwohnergemeinde über. 
 

Art. 15 
Angehörige 

Angehörige im Sinne von Art. 13 und 14 sind in dieser Reihenfolge der Ehegatte, die Kinder, die 
Eltern sowie die Geschwister. 

III. ABGABEN UND GEBÜHREN 

Art. 16 
Konzessionsabgabe 

Der Gemeinderat regelt die Abgaben für die Grabkonzessionen in der Verordnung.1 
 

Art. 17 
Gebühren 

1 Die Dienstleistungen der Friedhofverwaltung sowie die Benützung der Einrichtungen des Fried-
hofs sind gebührenpflichtig. 
 
2 Der Gemeinderat regelt die Gebühren in der Verordnung. In besonderen Fällen kann er auf die 
Kostenübertragung verzichten.2 
 

 
1 Änderung gemäss Beschluss des Einwohnerrates vom 17. Februar 2011 
2 Änderung gemäss Beschluss des Einwohnerrates vom 16. November 2006 
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Art. 18 
Gebührenfreiheit 

Die zivile Bestattung von Verstorbenen mit letztem Wohnsitz in der Gemeinde Horw ist gebühren-
frei. 
 

Art. 19 
aufgehoben1 

IV. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Art. 20 
Rechtsmittel 

1 Gegen Verfügungen der Friedhofverwaltung kann innert 20 Tagen seit der Zustellung beim Ge-
meinderat Einsprache erhoben werden. 
 
2 Entscheide des Gemeinderates können innert 20 Tagen seit der Zustellung mittels Verwaltungs-
beschwerde beim Gesundheits- und Sozialdepartement des Kantons Luzern angefochten werden. 
 

Art. 21 
Übergangsregelung 

Grabmale, welche vor Inkrafttreten dieses Reglements erstellt wurden, dürfen in ihrem Zustand 
bestehen bleiben. Soweit Änderungen an denselben während der Grabesruhe oder Konzessions-
dauer vorgenommen werden, ist den Bestimmungen dieses Reglements nachzukommen. 
 

Art. 22 
Aufhebung bisherigen Rechts 

Das Reglement über das Friedhof- und Bestattungswesen der Gemeinde Horw vom 
13. Dezember 1973 wird aufgehoben. 
 

Art. 23 
In-Kraft-Treten 

 
1 Dieses Reglement tritt am 1. Januar 2003 in Kraft. Die Änderungen von Art. 17 Abs. 2 und Art. 
19 treten rückwirkend per 1. Januar 2007 in Kraft. Vorbehalten bleibt die Genehmigung des Ge-
sundheits- und Sozialdepartementes des Kantons Luzern.23 
 
2 Das Reglement unterliegt dem fakultativen Referendum. 

Horw, 12. September 2002 

  NAMENS DES EINWOHNERRATES 

  Der Einwohnerratspräsident Der Gemeindeschreiber 

  Hans-Ruedi Jung Daniel Hunn 
 
 
Vom Gesundheits- und Sozialdepartement des Kantons Luzern am 22. November 2002 genehmigt. 
 
Änderungen von Art. 17 Abs. 2, Art. 19 und Art. 23 Abs. 1 sowie von Anhang 2 vom Gesundheits- 
und Sozialdepartement des Kantons Luzern am 23. Januar 2007 genehmigt. 
 

 
1 Änderung gemäss Beschluss des Einwohnerrates vom 16. November 2006 
2 Änderung gemäss Beschluss des Einwohnerrates vom 16. November 2006 
3 Änderung gemäss Beschluss des Einwohnerrates vom 17. Februar 2011 
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A n h a n g  1  

KANTONALE VERORDNUNG ÜBER DAS BESTATTUNGSWESEN VOM 1. OKTOBER 
1965 

§ 2 
Einsargung 

1 Die Leiche ist in einem Sarg aus leicht verrottbarem, umweltverträglichem Material beizusetzen. 
 
2 Für jede Leiche ist ein Sarg zu verwenden. Ein gemeinsamer Sarg ist gestattet für eine bei der 
Niederkunft gestorbene Mutter mit ihrem toten Kinde. 
 
3 Der Sarg darf frühestens eine Stunde vor der Abholung der Leiche geschlossen werden, sofern 
nicht der Arzt eine frühere Schliessung anordnet. 
 

§ 3 
Zeitpunkt der Bestattung 

1 Eine Leiche darf nicht vor Ablauf von 48 Stunden nach Eintritt des Todes bestattet werden. Der 
Kantonsarzt kann bei Vorliegen besonderer Umstände, wie etwa bei vorzeitig eintretendem Ver-
wesungsprozess oder bei epidemischen Krankheiten, Ausnahmen bewilligen oder anordnen. 
 
2 Eine Leiche ist spätestens 96 Stunden nach Eintritt des Todes zu bestatten. Ist eine Person im 
Ausland verstorben oder kann die Leiche in einer Kühlanlage aufgebahrt werden, kann die Fried-
hofverwaltung die Frist angemessen verlängern. 
 

§ 5 
Bestimmung der Bestattungsart 

Hat die verstorbene Person ausdrücklich die Feuer- oder Erdbestattung gewünscht, ist ihr Wille zu 
respektieren. Fehlt eine solche Erklärung, so bestimmen die nächsten Angehörigen die Bestat-
tungsart. Bei Vorliegen besonderer Umstände, wie etwa bei epidemischen Krankheiten, kann die 
Bestattungsart vom Kantonsarzt angeordnet werden. 
 

§ 6 
Schickliche Bestattung  

1 Der Gemeinderat sorgt für schickliche Bestattung. 
 
2 Er hat dafür zu sorgen, dass die religiösen Handlungen bei der Bestattung ungehindert vollzogen 
werden können. 
 
3 Der Gemeinderat kann Vorschriften über Erd- und Feuerbestattung erlassen. 
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A n h a n g  2  

EIDG. ZIVILSTANDSVERORDNUNG VOM 28. APRIL 2004 1 

Art. 36 
Bestattung 

1 Erst nach der Meldung des Todes oder des Leichenfundes darf die Leiche bestattet oder ein 
Leichenpass ausgestellt werden. 
 
2 In Ausnahmefällen kann die nach kantonalem Recht zuständige Stelle die Bestattung erlauben 
oder den Leichenpass ausstellen, ohne dass ihr eine Bestätigung der Anmeldung eines Todesfal-
les vorliegt. In diesem Fall muss sie unverzüglich Meldung an das Zivilstandsamt erstatten. 
 
3 Hat die Bestattung oder die Ausstellung des Leichenpasses vor der Meldung ohne behördliche 
Bewilligung stattgefunden, so darf die Eintragung nur mit Bewilligung der Aufsichtsbehörde vorge-
nommen werden. 

 
1 Änderung gemäss Beschluss des Einwohnerrates vom 16. November 2006 
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T a b e l l e  
Änderungen des Reglementes über das Friedhof- und B estattungswesen der Gemeinde 
Horw vom 12. September 2002 

Nr. der Änderung Datum Geänderte Stellen Art der Änderung 
1 
 

2 

16.11.2006 

17.02.2011 

Art. 17 Abs. 2, 23 Abs. 1, Anhang 2 
Art. 19 

Art. 16, 23 Abs. 1 

geändert 
aufgehoben 

geändert 
 


